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LUDWIGSBURG. Heute gehen in
Ludwigsburg die Tarifverhand-
lungen für die Metall- und Elek-
troindustrie in die zweite Runde.
Vor den Gesprächen ruft die IG
Metall zu einer Großdemonstra-
tion in der Stadt und zu einer
Kundgebung vor dem Forum am
Schlosspark auf. Der baden-
württembergische IG-Metall-Be-
zirksleiter Jörg Hofmann ist Ver-
handlungsführer der Gewerk-
schaft. Er vertritt die Interessen
von gut 800000 Beschäftigten.
Vor der Tarifrunde sprach er mit
unserer Zeitung.

Herr Hofmann, im vergangenen
Jahr sindmehr als 5000Men-
schen dem Aufruf der IGMetall
gefolgt und zur Demonstration
nach Ludwigsburg gekommen.
Wie viele erwarten Sie heute?
JÖRGHOFMANN: Ich rechne mit ei-
ner ähnlichen Größenordnung.
Die Belegschaften stehen hinter
unserer Tarifforderung und das
wollen sie den Arbeitgebern auch
zeigen.

Wie schätzen Sie die Wirkung
solcher Großdemonstrationen
auf ihren Verhandlungspartner
ein und auch auf Sie selbst?
Natürlich bestärkt das mich und
die gesamte Verhandlungskom-
mission. Wir sehen, dass die
Menschen hinter uns stehen. Ei-
ne solche Kundgebung hilft uns
bei der Durchsetzung unserer
Ziele. Zudem ist sie ein deutli-
ches Signal an die Arbeitgeber-
seite und auch an die Öffentlich-
keit: Jetzt gehen die Verhandlun-
gen in die entscheidende Phase.

Sie fordern 5,5 Prozentmehr
Lohn. IG-Metall-Chef Berthold
Huber hat bereits gesagt, dass er
am Ende drei Prozent erwartet.
War das falsch?
So hat er das nicht gesagt. Ein
Lohnplus zwischen 3,0 und 3,5
Prozent ist allein durch den Ver-
teilungsspielraum aus gesamt-
wirtschaftlicher Produktivitäts-

IG-Metall-Bezirksleiter Jörg Hofmann ermahnt Arbeitgeber: Wer jetzt kein Angebot vorlegt, der will den Konflikt

„Die Menschen stehen hinter uns“
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FRAGEN VON BIRGIT EBNER entwicklung und Inflation be-
gründet. Das schließt nicht aus,
dass das Plus auch höher ausfällt,
wie wir es fordern. Die Metall-
und Elektroindustrie ist eindeu-
tig besser als der Durchschnitt.

Der Arbeitgeberverband Süd-
westmetall will eine Laufzeit
von 22Monaten. Sie fordern
zwölf Monate.Was ist der Vorteil
einer kürzeren Laufzeit?
Je länger die Laufzeit ist, über die
verhandelt wird, umso schwieri-
ger wird es, ein Ergebnis zu fin-
den. Es gibt zu viele Risiken. Wer
weiß schon, wie die wirtschaftli-
che Lage im Jahr 2014 ist. Unsere
Forderungen sind auf den Monat
gerechnet 0,46 Prozent. Wer eine
längere Laufzeit will, der muss
mehr bieten. Wer hofft, man
könnte uns mit einer nicht ganz
so kleinen Lohnzahl verbunden
mit einer längeren Laufzeit über-
zeugen, der irrt sich. Wir lassen
uns nicht zum Narren halten. Die
Laufzeit wird sicherlich ein
schwieriger Punkt bei den Ver-
handlungen.

Erwarten Sie, dass die Arbeitge-
berseite heute ein Angebot vor-
legt?
Ich rechne schon damit. Es liegt
jetzt aber bei den Arbeitgebern.
Wir haben unsere Position deut-

lich dargelegt. Wer jetzt kein An-
gebot vorlegt, der will den Kon-
flikt.

Südwestmetall erwartet für das
zweite Halbjahr 2013 für die Me-
tall- und Elektroindustrie weni-
gerWachstum.Wie schätzen Sie
die Lage der Unternehmen im
Land ein?
Die Arbeitgeber holen vor Tarif-

verhandlungen immer den
schwarzen Anzug raus und spie-
len Trauermärsche. Ich messe
dem nicht allzu viel Bedeutung
bei. Unser Vergleich ist das erste
Quartal 2012 und das war ein
Spitzenquartal. Im ersten Quartal
2013 sind die Zahlen vielleicht
nicht ganz so himmelblau, aber
beispielsweise der Autoindustrie
hier in der Region geht es glän-
zend. Das hat auch Auswirkun-
gen auf die Zulieferer und Ma-
schinenbauer. Es gilt jetzt die
notwendigen Nachfrageimpulse
zu setzen, um die Binnenkon-
junktur und die Beschäftigung in
der Breite zu stabilisieren.

Baden-Württemberg gilt als Pi-
lotbezirk, dessen Abschluss
bundesweit übernommenwird.
Spüren Sie da eine besondere
Verantwortung?
Wir als IG Metall Baden-Würt-
temberg fühlen uns immer in der
Verantwortung. Wo wir den Ab-
schluss bundesweit suchen, wer-
den wir relativ spät entscheiden.
Wir werden ihn dort machen, wo
wir meinen, das beste Ergebnis
zu erzielen. Im Übrigen gibt es,

was die Abschlüsse angeht, kei-
nen Erbhof.

Oft gehen die Gespräche bis tief
in die Nacht und anderntags ist
von schwerem, zähen Ringen
die Rede.Wiemachen Sie sich
für die Verhandlungen fit.
Da reicht das Adrenalin, das die
Situation mit sich bringt. Mehr
braucht es nicht. Man ist zudem
von der Thematik so gefesselt,
dass man keine Müdigkeit spürt.
Die kommt erst später.

Ist eine Streikwelle in Sicht?
Vor dem 1. Mai wird es sicherlich
keinen Abschluss geben. Sollten
die Arbeitgeber heute kein unter-
schriftsreifes Angebot auf den
Tisch legen, sind die nächsten
Verhandlungen voraussichtlich
am 7. Mai. Bis zum 30. April gilt
die Friedenspflicht. Danach wird
es Warnstreiks geben. Entspre-
chende Pläne liegen ausgearbei-
tet bei den Verwaltungsstellen
der IG Metall vor. Von einem Ar-
beitskampf sind wir aber weit
entfernt. Ich bleibe zuversicht-
lich und hoffe auf ein Ergebnis
bis Pfingsten.
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Zwei Demonstrationszüge durch Ludwigsburg
Im Vorfeld der zweiten Tarifver-
handlung für die Beschäftigten
der Metall- und Elektroindustrie
in Baden-Württemberg heute in
Ludwigsburg wird es laut IGMe-
tall zwei Demonstrationszüge
durch die Stadt geben. Eine
Kundgebung wird vor dem Ver-
handlungsort, dem Forum am
Schlosspark, stattfinden. Haupt-
redner wird der baden-württem-
bergische IG-Metall-Bezirksleiter
Jörg Hofmann sein.
Der Zeitplan: Um 11.30 Uhr star-
tet der Demonstrationszug 1 aus

GUT 5000TEILNEHMERERWARTET

derWeststadt Ludwigsburg, Grö-
nerstraße/Ecke Schlieffenstraße
bei der FirmaMann + Hummel.
Um 12 Uhr setzt sich Demonstra-
tionszug 2 vom Bahnhof Lud-
wigsburg/Musikhalle in Bewe-
gung. Beide Züge treffen sich
Ecke Bahnhofsplatz/Myliusstraße
und gehen dann zum Forum am
Schlosspark, wo die Kundgebung
stattfinden wird. Die Kundge-
bung vor dem Forum ist von
12.30 bis 13.30 Uhr vorgesehen.
Direkt im Anschluss beginnen die
Tarifverhandlungen. (red)

VON LUITGARD GRÖGER

Katholische und evangelische Kirchengemeinden diskutieren das Thema Geldanlage und Ethik

„Die Menschen dienen dem Geld“

LUDWIGSBURG. Geldanlagen und Ethik –
ein Widerspruch in sich oder doch mög-
lich? Während der Wirtschaftsjournalist
Wolfgang Kessler bei einem Vortrags- und
Diskussionsabend der evangelischen und
katholischen Kirche hierzu ein klares
Schwarz-Weiß-Bild zeichnet, macht der
Oberkirchenrat Martin Kastrup deutlich:
Ohne Kompromisse geht das nicht.
In Zeiten von Staatskrisen interessierte

die Frage „Was macht die Bank mit mei-
nem Geld?“ rund 50 Menschen am Mitt-
wochabend im Gemeindezentrum der
evangelischen Kreuzkirchengemeinde, die
den Abend zusammen mit der katholi-
schen Kirchengemeinde Sankt Paulus ver-
anstaltete. Während Referent Kessler, der
mehrere Bücher über eine zukunftsfähige
Wirtschaft auf ethischer Grundlage ge-
schrieben hat, und Referent Kastrup, der
beim Oberkirchenrat das Finanzdezernat
leitet, schon von Berufs wegen diesem

Die ReferentenWolfgang Kessler (links) undMartin Kastrup. Foto: HolmWolschendorf

Thema verpflichtet sind, war eine kontro-
verse Diskussion in der von Pfarrer Man-
fred Rohloff moderierten Veranstaltung
weder zu erwarten noch fand eine solche
statt. Dennoch ergaben sich unterschied-
liche Aspekte: Während Kessler ein
Schwarz-Weiß-Bild des Finanzsystems
zeichnete mit dem Hinweis, dass Kunden
selbst entscheiden können, wohin ihr
Geld fließt und ihre Anlagen so ethisch
und sozial verträglich einsetzen können,
merkte Kastrup an, dass das ohne Kom-
promisse nicht gehe.
So investiere die evangelische Landes-

kirche beispielsweise in Daimler-Aktien,
obwohl bei dem Autobauer auch Unimogs
vom Band laufen, die für militärische
Zwecke eingesetzt werden können. Der
Leitfaden für ethisch nachhaltige Geldan-
lagen in der evangelischen Kirche würde
zwar gegen eine Geldanlage bei Daimler
sprechen. „Aber wir können nicht gleich-
zeitig sagen, dass wir keine Daimler-Ak-
tien kaufen, aber die Kirchensteuer der

Mitarbeiter gerne annehmen“, meinte
Kastrup. So habe man sich einen Kompro-
miss überlegt: Der militärische Einsatz
von Produkten einer Firma darf danach
einen gewissen Prozentanteil nicht über-
schreiten. Zudem ließen sich nicht alle
Verflechtungen eines jeden Unterneh-
mens durchschauen. Letztlich unterlägen
Geldanlagen einem ständigen Abwä-
gungsprozess zwischen den ethischen
Kriterien des Leitfadens sowie der Sicher-
heit, Liquidität und Renditeerwartungen
der Investitionen: „Ein Pensionär hat we-
nig Verständnis, wenn Geld zwar nachhal-
tig angelegt war, nun aber nicht mehr da
ist.“
Während Kastrup versucht, innerhalb

der Gegebenheiten möglichst nachhaltig
zu investieren, hat Kessler eine klare Vor-
stellung davon, was im Finanzsystem
schiefläuft und wie es sich ändern lässt.
Das Grundübel aus seiner Sicht: die Libe-
ralisierung der Finanzmärkte in den 1990-
er Jahren, die es den Menschen ermög-
lichte, ihr Geld weltweit anzulegen, auch
in Steueroasen. Zudem würden Wertpa-
piere an den Börsen innerhalb von Milli-
sekunden durch Softwareprogramme ge-
handelt – ein Druck zu immer schnelle-
rem Handeln, auch bei börsennotierten
Unternehmen. „Das Geld sollte eigentlich
den Menschen dienen und nicht umge-
kehrt. Im Moment dienen aber die Men-
schen dem Geld.“ Durch eine Entschleu-
nigung des Finanzsystems, einen sichere-
ren Geldverkehr, in dem Banken mehr Ei-
genkapital vorhalten müssen, das Verbot
bestimmter Spekulationen, etwa auf Nah-
rungsmittel, und eine sogenannte „Fi-
nanzmaut“, die Transaktionen belastet
und so kurzfristige Investitionen unattrak-
tiver macht, könnte dies geändert werden.

„Wachstum ist eine Frage von
Zahlen, aber auch vonWerten“

KORNWESTHEIM. Auf dem roten Sofa,
einer von der Wirtschaftsförderung
der Stadt Kornwestheim ins Leben ge-
rufenen Veranstaltungsreihe, befragt
Oberbürgermeisterin Ursula Keck in
loser Folge Vertreter aus der Welt der
Wirtschaft zu aktuellen Themen. Bei
der siebten Auflage des roten Sofas
war erstmals ein Politiker zu Gast –
aber SPD-Landeschef Nils Schmid ist
ja nicht nur stellvertretender baden-
württembergischer Ministerpräsident,
sondern auch amtierender Wirt-
schafts- und Finanzminister der
grün-roten Landesregierung.
„Wachstum ist eine Frage von Zah-

len, aber auch von Werten“, sagte der
häufig als „Superminister“ bezeichne-
te Schmid bei seinem Gastspiel in der
Salamanderstadt. Deutschland und
Baden-Württemberg bräuchten eine
Kultur, die sich vom „globalen Kasino-
kapitalismus“ ab- und einer „neuen
sozialen Marktwirtschaft“ zuwende.
Die Wirtschafts- und Finanzkrise

habe offenbart, welche Folgen verant-
wortungsloses Handeln Einzelner für
die Gesellschaft nach sich ziehen kön-
ne. Marktfreiheit sei wichtig, dürfe
aber nicht grenzenlos sein. Reiche
müssten mehr zur Finanzierung des
Gemeinwesens beitragen, Steueroasen
trockengelegt, die zehnjährige Verjäh-
rungsfrist bei Steuerhinterziehung
verlängert werden, forderte Schmid.
Nur ein starker Staat könne nachhalti-
ges Wachstum garantieren.
Deutschland stehe beim Kampf um

Fachkräfte, der sich vor allem im
nichtakademischen sowie im sozialen

OBUrsula Keck und Nils Schmid auf dem
roten Sofa. Foto: HolmWolschendorf

VON FRANK KLEIN

Bereich abzeichne, in einem weltwei-
ten Wettbewerb. Um für Menschen
aus dem außereuropäischen Ausland
attraktiv zu sein, bedürfe es einer neu-
en Willkommenskultur. Zudem müsse
man die Lebensqualität im Land her-
vorheben. Hier könne der Südwesten
mit seiner regionalen Vielfalt punkten.
Gerade bei der Anwerbung aus dem

außereuropäischen Ausland müsse
Deutschland aber von Fehlern der Ver-
gangenheit lernen. „Wir dürfen nicht
in die Vorstellung des Gastarbeiters
zurückfallen“, so der Vize-Minister-
präsident. Ziel sei es, dass Menschen
nicht nur zum Arbeiten kämen, son-
dern sich auch in die Gesellschaft inte-
grierten. „Deshalb ist es wichtig, dass
die Leute von Anfang an die deutsche
Sprache lernen.“ Wirklich in den Griff
bekommen lasse sich der Fachkräfte-
mangel aber nur, wenn auch das im
Land vorhandene Potenzial an Ar-
beitskräften besser ausgeschöpft wer-
de, betonte Schmid. „Frauen, ältere
Menschen und Migranten sind ein Ta-
lente-Pool, den wir besser nutzen
müssen.“

STUTTGART. Der jüngst wegen zu
hohen Preisen in die Kritik gerate-
tene Call-by-Call-Anbieter 010040
GmbH ist wieder aktiv: Unter
dem Namen Belcotel GmbH wird
nun versucht, nicht nur alte For-
derungen für Telefonate über die
Vorwahl 010040 einzutreiben,
sondern Belcotel droht Kunden
auch umgehend rechtliche Kon-
sequenzen an, wenn diese sich
weigern, die nach Ansicht der
Verbraucherzentrale ungerecht-
fertigten Rechnungen zu beglei-
chen. Darauf weisen die Stuttgar-
ter Verbraucherschützer auf ihrer
Hompage hin.
Wie es weiter heißt, erhalten

vermeintliche Rufnummernnut-
zer eine „außergerichtliche Mah-
nung“, die Bezug nimmt auf eine
scheinbar offene alte Rechnung
der 010040 GmbH. Auch diese
Schreiben drohen bei nicht frist-
gerechter Zahlung mit weiteren
rechtlichen Maßnahmen – auf
Kosten der Angeschriebenen ver-
steht sich. Die Verbraucherzent-
rale vermutet hinter den Droh-
briefen jedoch eine Finte.

Plumpe Drohkulisse

Dass sich der Call-by-Call-An-
bieter nach der Umfirmierung
wieder mit einer Mahnung mel-
det, ohne tatsächlich einen An-
walt einzuschalten, zeigt: Die Fir-
ma hat rechtlich nichts in der
Hand, sondern versucht mit einer
plumpen Drohkulisse, den Kun-
den Geld für überhöhte Telefona-
te aus der Tasche zu ziehen, so die
Verbraucherschützer. Weiteres In-
diz hierfür: Der Verbraucherzent-
rale ist bislang kein Fall bekannt,
in dem die Firma mit ihrer Forde-
rung vor Gericht gezogen ist.
Betroffene Verbraucher, die be-

reits 2012 die Telefonrechnung
mit den überhöhten Entgelten
unter Angabe von Gründen bin-
nen acht Wochen beanstandet
und die gewohnten Entgelte be-
zahlt haben, sollten sich auch von
der Belcotel GmbH auf keinen
Fall einschüchtern lassen und die
darüber hinaus gehenden Beträge
nicht begleichen, empfiehlt die
Verbraucherzentrale. (red)

010040 GmbH
mahnt jetzt mit
Namen Belcotel
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